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Rechtspropaganda und Rechtserziehung
Wirksame Rechtspropaganda 
in den Massenmedien
HORST THIEL, ehrenamtl. Leiter
der zentralen Weiterbildungslehrgänge für Journalisten 
auf dem Gebiet des sozialistischen Rechts 
KLAUS ULLMANN,
Stellv. Abteilungsleiter im Ministerium der Justiz

Der Politbürobeschluß des Zentralkomitees der SED vom 
18. Mai 1977 über „die weiteren Aufgaben der politischen 
Massenarbeit der Partei“ hat Maßstäbe auch für die Qua­
lität und Wirksamkeit defr Rechtspublizistik gesetzt. Bei 
der weiteren Festigung des sozialistischen Staats- und 
Rechtsbewußtsein der Werktätigen spielen Presse, Rund­
funk und Fernsehen eine wachsende Rolle. Dies bestätig­
ten auch die Erfahrungen der Teilnehmer des im Novem­
ber 1978 in Warschau durchgeführten internationalen Sym­
posiums „Über die Rolle der Rechtserziehung und Redits- 
kultur in der sozialistischen Gesellschaft“.1

So wie in anderen sozialistischen Ländern entnehmen 
auch bei uns viele Bürger ihre Rechtskenntnisse und In­
formationen aus Veröffentlichungen der Massenmedien. 
Die große Anzahl der Zuschriften und Anfragen an sie sind 
Ausdruck des gewachsenen Interesses der Werktätigen an 
Publikationen zu Problemen des Staates und des soziali­
stischen Rechts.

Presse, Rundfunk und Fernsehen verstärken ihre An­
strengungen und suchen ständig nach neuen Wegen, um 
diese Bedürfnisse der Werktätigen noch besser zu befriedi­
gen. Die Massenmedien — einschließlich der Betriebszei­
tungen und des Betriebsfunks — bemühen sich, ihre enge 
Verbindung mit den Lesern und Hörem noch wirksamer 
zu nutzen, um die Anliegen, Fragen und Probleme der 
Menschen kennenzulemen und darauf einzugehen. Dies 
trägt dazu bei, in enger Gemeinschaftsarbeit mit den Ju­
stiz- und Sicherheitsorganen unser sozialistisches Recht 
anschaulich, populär und lebensnah, verbunden mit ande­
ren sozialen und gesellschaftlj hen Fragen, zu erläutern.

Gemeinschaftsarbeit zwischen Journalisten und Juristen

Immer mehr Journalisten betrachten es für die qualifi­
zierte Vermittlung von Kenntnissen,, Erfahrungen und In­
formationen über das sozialistische Recht sowie über den 
Kampf zur Festigung der Gesetzlichkeit und Gewährlei­
stung von Ordnung und Sicherheit als unerläßlich, sich 
selbst noch intensiver mit diesen Fragen vertraut zu ma­
chen. Um sie gut für die politische Arbeit auf diesem Ge­
biet zu rüsten, werden die Formen der Weiterbildung, über 
die der Verband der Journalisten verfügt, verstärkt ge­
nutzt. Seit 1975 finden in fast allen zentralen Lehrgängen 
sowie in Sektionsveranstaltungen und anderen Beratungen 
Vorträge und Diskussionen über Probleme des sozialisti­
schen Rechts und eine wirksame Rechtspröpaganda statt. 
Leitende Mitarbeiter der Justiz- und Sicherheitsorgane tre­
ten vor Journalisten auf und beantworten ihre Fragen. 
Erfahrungsaustausch und Exkursionen helfen den Journa­
listen ebenfalls, eine eigene Rechtspröpaganda zu gestal­
ten, die den heutigen und künftigen Maßstäben entspricht.

Eine bemerkenswerte Form der Zusammenarbeit ent­
wickelt sich im Bezirk Karl-Marx-Stadt. Das Bezirksge­
richt und die Weiterbildungskommission des Bezirksvor­
standes des Verbandes der Journalisten legten langfristige 
Maßnahmen zur Weiterbildung der Journalisten auf dem 
Gebiet des sozialistischen Rechts fest. Inhalt und Ziel die­
ser Festlegungen ist die Verbindung der Grundfragen der 
sozialistischen Gesetzlichkeit mit den territorialen aktuel­
len Problemen von Ordnung, Disziplin und Sicherheit. Die 
zentralen rechtspropagandistischen Weiterbildungsmaß­
nahmen werden somit durch differenzierte bezirkliche Ver­
anstaltungen sinnvoll ergänzt.

Die wachsende Aufmerksamkeit, die Journalisten der 
verschiedensten Bereiche den Fragen des Rechts und der 
Gesetzlichkeit widmen, zeigt sich nicht zuletzt in ihrer

regen Beteiligung an Aussprachen, Foren und Kolloquien 
gerade zu diesen Fragen.

Ergebnis all dessen sind die zunehmenden rechtspubli­
zistischen Aktivitäten. Die Rechtspropaganda ist heute be­
reits stärker zum Anliegen der einzelnen redaktionellen 
Bereiche geworden; sie wird in zahlreichen Redaktionen 
nicht mehr nur als eine Angelegenheit von Spezialisten 
betrachtet. Das wurde in diesem Jahr bei der Vorbereitung 
und Durchführung der Wahlen der Direktoren, Richter und 
Schöffen der Kreisgerichte und der Mitglieder der Schieds­
kommissionen besonders sichtbar.

Bei der Vorstellung von Kandidaten für diese Funk­
tionen standen ideologische und praktische Fragen der 
Ordnung, Disziplin und Sicherheit in den Betrieben und 
Wohngebieten, der wirksamen Kriminalitätsvorbeugung 
und -bekämpfung, der konsequenten Durchsetzung der so­
zialistischen Gesetzlichkeit und die Mitwirkung der Werk­
tätigen an der Rechtsprechung im Mittelpunkt. Die meisten 
Wahlbüros arbeiteten von Anfang an eng mit den Redak­
tionen der Massenmedien zusammen. Dadurch wurden 
gute Bedingungen geschaffen, um gemeinsam langfristig 
rechtspublizistische Beiträge vorzubereiten. Das hat dazu 
beigetragen, daß die Publikationen methodisch vielfältig, 
anschaulich und populär Grundfragen des sozialistischen 
Rechts und seine konsequente Anwendung behandelten 
sowie zeigten, wie die Arbeiterklasse und ihre Verbün­
deten mit Hilfe des Rechts die Interessen der Werktätigen 
verwirklichen.

In der 8seitigen Beilage der Bezirkszeitung Erfurt „Das 
Volk“ vom 6. April 1979 wurden z. B. durch Leitartikel, 
Kommentare, Rechtsauskünfte, Porträts, Gerichtsbericht­
erstattung u. a. m. die Bürger unmittelbar interes­
sierende Fragen, so zur Arbeit der Schöffen, zur Mitwir­
kung der Werktätigen an der Rechtsprechung im Bezirk, 
zur richtigen Anwendung der Normen des Zivilgesetz­
buchs beim Abschluß von Kauf- und Dienstleistungsverträ­
gen, beantwortet. Diese Rechtspublizistik findet bei der Be­
völkerung große Resonanz, weil sie konkret auf territoriale 
Besonderheiten eingeht, differenziert einzelne Lesergruppen 
anspricht und so dazu beiträgt, Probleme des täglichen Le­
bens der Werktätigen aufzugreifen und Lösungswege zu 
zeigen. Sie beruht auf der Einbeziehung eines breiten Krei­
ses rechtspropagandistisch interessierter Personen. Die un­
mittelbare Verbindung zu den Lesern und die fachlich spe­
zifischen Kenntnisse und Erfahrungen der Mitglieder des 
ehrenamtlichen Redaktionsbeirates waren Voraussetzun­
gen, die eine lebendige gesellschaftlich wirksame Rechts­
publizistik garantierten. Dieses Beispiel steht für viele her­
vorragende Initiativen auf diesem Gebiet in den letzten 
Jahren.

Effektive Formen und Methoden der Zusammenarbeit

Aus der Zusammenarbeit zwischen den Gerichten und Re­
daktionen der Massenmedien insbesondere in der Wahlbe­
wegung lassen sich Schlußfolgerungen für die weitere Ar­
beit ableiten.

Wesentlich ist, daß sich die Rechtspublizistik an inhalt­
lichen Schwerpunkten orientiert, die den territorialen Er­
fordernissen entsprechen und im Bezirkspublikationsaktiv 
mit allen Beteiligten beraten wurden. Die Planung der 
rechtspublizistischen Beiträge und ihre qualifizierte Vor­
bereitung durch die Redaktionen der Massenmedien in 
Gemeinschaftsarbeit mit Vertretern der Justiz- und Sicher­
heitsorgane erweisen sich als Grundlage erfolgreicher Ar­
beit.

Die Koordinierungsmaßnahmen der Bezirkspublika­
tionsaktivs, die Pressegespräche der Leiter der Justiz- und 
Sicherheitsorgane mit Journalisten, die Veröffentlichung 
langfristig geplanter Beiträge der Juristen in Presse und 
Funk, die Mitarbeit von Juristen und Angehörigen der 
Volkspolizei in den ehrenamtlichen Redaktionsbeiräten 
und deren Informationen über Probleme der Kriminali- 
tätsvorbeugung und -bekämpfung, der Allgemeinen Ge­
setzlichkeitsaufsicht des Staatsanwalts und der Rechtspre­
chung tragen dazu bei, die Tätigkeit der Journalisten anzu­
regen und mitzugestalten. Die Zusammenarbeit der Kreis-


